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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Bei den eidgenössischen Wahlen konnte die SP ihre Vertretung im Parlament um
insgesamt 4 Sitze, 3 davon im Ständerat, erhöhen. Auf die Forderung von SVP-
Parteipräsident Ueli Maurer, der SVP einen zweiten Bundesratssitz zuzugestehen, der
mit Christoph Blocher (ZH) zu besetzen sei, reagierten die Sozialdemokraten mit
Ablehnung. An einer Delegiertenversammlung Ende November bekräftigte die SP-Basis
insbesondere angesichts der Drohung der SVP, auch den Sitz von SP-Bundesrätin
Micheline Calmy-Rey anzugreifen, die Linie der Parteileitung, alles zu unternehmen, um
einen Bundesrat Blocher zu verhindern. Obschon die Sozialdemokraten mit ihrer
Gesundheitsinitiative im Mai gescheitert waren, entschieden sie sich entgegen der
ursprünglichen Absicht der Parteileitung, das Volksbegehren des „Mouvement populaire
des familles“ für eine soziale Einheitskrankenkasse zu unterstützen und je nach Ausgang
der Parlamentsberatungen das Referendum gegen die Revision des KVG zu ergreifen
oder zu unterstützen. Nach der Wahl von Christoph Blocher (svp, ZH) und Hans-Rudolf
Merz (fdp, AR) in den Bundesrat erklärte die SP, sie wolle auf diesen Rechtsrutsch mit
verstärkter Opposition reagieren. 1

WAHLEN
DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Bei den eidgenössischen Wahlen musste die FDP die grössten Verluste aller Parteien
hinnehmen: Sie verlor insgesamt 11 Parlamentsmandate, davon 4 Ständeratssitze. In der
Folge kam es – auch im Hinblick auf die Bundesratswahlen (die Nachfolge für Kaspar
Villiger und die ultimative Forderung der SVP, ihr einen zweiten Sitz zuzugestehen, der
mit Christoph Blocher zu besetzen sei) zu Diskussionen über die Ausrichtung der
Partei: Als neugewählte FDP-Parlamentarier sich aktiv für das Referendum der SVP
gegen die Mutterschaftsversicherung engagierten und sich damit von einer Vorlage, die
unter der Ägide der FDP zustande gekommen war, distanzierten, verwarnten
Fraktionsmehrheit und Parteispitze die Abtrünnigen, da extreme Abweichungen eine
klare Positionierung der Partei beeinträchtigten. Im November stellten
Rechtsbürgerliche den politischen Kurs der Parteileitung in Frage und verlangten eine
Standortbestimmung, während Mitglieder der Parteileitung Überlegungen dahingehend
anstellten, ob die FDP vorübergehend auf einen ihrer beiden Sitze in der Regierung
verzichten oder gar den Gang in die Opposition erwägen solle. Schliesslich beschlossen
die Freisinnigen, am Anspruch auf zwei Regierungssitze festzuhalten und nominierten
Christine Beerli (BE) und Hans-Rudolf Merz (AR) als Kandidaten für die Nachfolge von
Bundesrat Kaspar Villiger. Am 10. Dezember wählte die Vereinigte Bundesversammlung
Hans-Rudolf Merz in die Regierung. 2

WAHLEN
DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH

An der Delegiertenversammlung in Zürich sprach sich Bundesrat Merz in seinem finanz-
und fiskalpolitischen Tour d’Horizon für ein radikal vereinfachtes
Mehrwertsteuersystem und erstmals für die Einführung des Finanzreferendums auf
Bundesebene aus. Noch bevor die vom Bundesrat im Juni verabschiedete
Unternehmenssteuerreform II in die parlamentarischen Kommissionen gelangte,
billigten die Freisinnigen die Vorlage mit 190:3 Stimmen, unterstützten aber mit
grossem Mehr einem Vorschlag von Nationalrat Favre (VD), die Dividenden von
Aktionären künftig nur noch zum Satz von 50% zu besteuern und nicht wie vom
Bundesrat vorgesehen zu 80%. Dafür wollten die Freisinnigen den Kreis der
Begünstigten einschränken und Steuerentlastungen nur Aktionären gewähren, die
mindestens 10% Anteil an einem Unternehmen halten – der Bundesrat hatte auf eine
Fixierung der Mindestbeteiligung verzichtet. Mit 198:3 Stimmen bei zwei Enthaltungen
verwarfen die Delegierten anschliessend fast diskussionslos die Volksinitiative für ein
fünfjähriges Gentech-Moratorium in der Landwirtschaft. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.08.2005
MAGDALENA BERNATH

Der Parteitag in Sursee (LU) im September stand im Zeichen der Verabschiedung der
Wahlplattform „Für eine offene und ökologische Schweiz“. Neben der Forderung nach
raschen Beitrittsverhandlungen mit der EU liegt der Schwerpunkt des Programms auf
der Fiskalpolitik, mit dem Engagement gegen den Steuerwettbewerb und degressive
Steuern als zentralem Punkt. In diesem Sinn befürworteten die Delegierten einstimmig
die Lancierung der Volksinitiative „Für faire Steuern“. Diese verlangt zwar keine
vollständige materielle Steuerharmonisierung, aber einen Grenzsteuersatz der

ANDERES
DATUM: 31.12.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ
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Gemeinde- und Kantonssteuern von mindestens 22% für individuelle Einkommen ab
250'000 Fr. Bei Vermögen von über 2 Mio Fr. soll der Steuersatz zumindest 0,5%
betragen müssen, während die Kantone ihre Sätze unterhalb der 250'000-Franken-
Marke frei festlegen dürften. Insgesamt bot die Wahlplattform, die in vielen Punkten
dem letzten Wahlprogramm glich, wenig Anlass zur Diskussion. Lediglich bezüglich der
Europa-Politik kam es erneut zu einer Debatte über die bilateralen Verträge und die
Wahrung des Service public. Zum Wahlziel setzte man sich, stärkste Fraktion zu werden
und als solche aktiv die Regierungspolitik mitzugestalten. Fraktionschefin Ursula Wyss
forderte eine neue Mitte-Links-Mehrheit in der Regierung, wobei sie ausdrücklich das
Mandat des Freisinnigen Hans-Rudolf Merz in Frage stellte. Auch Parteipräsident Hans-
Jürg Fehr übte scharfe Kritik an der politischen Rechten und machte sich für einen
dritten linken Regierungssitz stark. Ausserdem gaben die Delegierten zwei klare Ja-
Parolen heraus: Das Osthilfe-Gesetz wurde mit 314:1 Stimmen, die Familienzulagen mit
272:0 Stimmen befürwortet. 4

Im Juli geriet die FDP bezüglich ihrer Vertretung im Bundesrat unter Druck. Umfragen
zeigten, dass die CVP die FDP fast an Stimmenanteilen einholen könnte und die CVP
stellte dementsprechend die Forderung nach einer Zweiervertretung in der Regierung.
Die FDP äusserte sich deshalb früher als geplant, sie werde bei den Bundesratswahlen
mit ihren beiden bisherigen Bundesräten Couchepin und Merz wieder antreten.
Gleichzeitig kündigte sie an, sie werde die personellen Entscheide der anderen Parteien
respektieren. Dies wurde in der Presse als Zusage einer Wiederwahl von Christoph
Blocher durch die Freisinnigen gewertet. 5

WAHLEN
DATUM: 12.07.2007
SABINE HOHL

Die SP griff im Wahlkampf einen der zwei FDP-Bundesratssitze an. SP-Präsident Fehr
äusserte sich im Juli, die Abwahl von Bundesrat Couchepin oder Bundesrat Merz sei
für ihn kein Tabu. Die SP könnte eventuell einen CVP-Kandidaten unterstützen. 6

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 16.07.2007
SABINE HOHL

Beide FDP-Bundesrätewurden im Dezember problemlos bestätigt und Couchepin
zudem zum Bundespräsidenten gewählt.
Die FDP-Frauen führten einen eigenen nationalen Wahlkampf unter dem Motto „Où
sont les femmes?“, dies mit dem Ziel, ihre Vertretung im Nationalrat zu verdoppeln.
Dazu sollte auf allen Wahllisten der FDP ein Frauenanteil von 30% erreicht werden. Das
Ziel der zehn Mandate wurde jedoch weit verfehlt, die FDP-Frauen holten nur sechs
Sitze. Nach den Wahlen waren die FDP-Frauen bei der Annäherung an die Liberale
Partei aktiv. Sie beschlossen das Zusammengehen mit den Frauen der LP in der Gruppe
„FDP Frauen Schweiz – Wir Liberalen“ per 1. März 2008. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2007
SABINE HOHL

Die SVP trat an den Bundesratsersatzwahlen im Herbst des Berichtjahres für beide
durch die Rücktritte von Moritz Leuenberger (sp) und Hans-Rudolf Merz (fdp) frei
gewordenen Bundesratssitze mit einer Kampfkandidatur an. Allerdings gestaltete sich
die Kandidatensuche schwierig. Weder Caspar Baader (BL), noch Peter Spuhler (TG)
oder Ulrich Giezendanner (AG) stellten sich zur Verfügung. Schliesslich trat Jean-
François Rime (FR) an, der bereits für den frei gewordenen Sitz von Pascal Couchepin
2009 als Kampfkandidat zur Verfügung gestanden hatte. Dank der geschlossenen
Unterstützung seiner Fraktion wurde Rime in beiden Ersatzwahlen jeweils erst im
letzten Wahlgang geschlagen. 8

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 01.09.2010
MARC BÜHLMANN

Bereits im März des Berichtsjahrs wurde über den Rücktritt von Bundesrat Hans-
Rudolf Merz spekuliert, den dieser dann am 6. August ankündigte. Die FDP betonte
ihren Anspruch auf den frei werdenden Bunderatssitz und warnte die anderen Parteien
vor einem Spiel mit dem Feuer. Im Gegensatz zur Nachfolgeregelung bei Pascal
Couchepin 2009 wirkte die FDP gut vorbereitet. Die Parteispitzen kündigten sofort an,
nicht zu kandidieren. Als Kronfavoriten kristallisierten sich die St. Galler Regierungsrätin
Karin Keller-Sutter und der Berner Nationalrat Johann Schneider-Ammann heraus, die
Anfang September von der Bundeshausfraktion auch offiziell nominiert wurden. Ruedi
Noser (ZH), Peter Malama (BS) und Ignazio Cassis (TI) scheiterten in der parteiinternen
Ausmarchung. Bei den Wahlen vom 22. September setzte sich Johann Schneider-
Amann gegen Keller-Sutter und vor allem gegen den SVP-Sprengkandidaten Jean-
François Rime durch. An der Delegiertenversammlung Mitte Oktober in Herisau wurde

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2010
MARC BÜHLMANN
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Hans-Rudolf Merz mit stehenden Ovationen verabschiedet. Parteipräsident Pelli
würdigte ihn als „erfolgreichsten Finanzminister Europas“, weil der Bund unter seiner
Amtsführung die Schulden beträchtlich reduziert hat. 9

1) Presse vom 31.10., 8.11., 1.12. und 11.-19.12.03. Bei den kantonalen Wahlen eroberte die SP 15 zusätzliche
Parlamentsmandate; nach den Regierungsratswahlen ist sie im Kanton AR nicht mehr vertreten; in ZH und in SO gewann sie
aber je einen Sitz hinzu.
2) Wahlresultate: NZZ und TA, 21.10.03; Presse vom 10.-11.11.03. Fraktion: Presse von 4.11. und 8.11.03. Ausrichtung der Partei:
Presse vom 5.11. und 11.11.03; NZZ und SGT, 13.11.03. Bundesratswahl: Presse vom 17.11., 24.11. und 11.12.03. 
3) Presse vom 22.8.05.
4) Presse vom 18.9.06.
5) BZ und TA, 12.7.07.
6) NZZ, 16.7.07. 
7) Wahlkampf der FDP-Frauen: TA, 28.2.07. Zusammengehen mit den Liberalen Frauen: TA, 31.12.07.
8) Presse vom 9.4., 17.8, 27.8 und 1.9.10.
9) SGT, 31.3.10; Presse vom 7.8. und 4.9.10; Delegiertenversammlung: NZZ, 18.10.10.
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